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Sehr geehrter Herr Barroso,
mit Entsetzen habe ich zur Kenntnis nehmen müssen, dass Dienststellen der EU-Kommission  im Zusammenhang mit der Gewährung einer Staatlichen Beihilfe in Höhe von 1,2 Milliarden Euro an die Berlin Brandenburg Flughafen GmbH (FBB) offensichtlich mit Lügnern und Betrügern gemeinsame Sache machen. Da ich die Hintergründe nicht kenne, übergebe ich vorsorglich eine Kopie meines Schreibens an das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF).
Wie mir erst jetzt bekannt wurde, hatte der Bürgerverein Brandenburg-Berlin e.V. (BVBB) gegen die genannte Beihilfe Beschwerde bei der Generaldirektion Wettbewerb eingelegt, weil deren Gewährung im Dezember 2012 unter falschen Voraussetzungen zustande kam.
In einem ersten Schreiben an Kommissar Almunia vom 18.02.2013 rügte der BVBB die Behauptung der Bundesregierung, die Beihilfe wäre notwendig, weil "ein deutsches Gericht im Juni 2012 unerwartet angeordnet" hätte, "dass der Flughafen den Schallschutz für die Anwohner erheblich verbessern musste". Zum Beweis übersandte er der Direktion Wettbewerb einen Beschluss des Oberverwaltungsgerichts Berlin Brandenburg (OVG) vom 15.06.2012 (Az.: OVG 12 S 27.12). 
Der BVBB legte dar, dass der in Rede stehende Schallschutz bereits 1999 vom Flughafen selbst zur Planfeststellung so beantragt, von der Genehmigungsbehörde 2004 planfestgestellt und vom Bundesverwaltungsgericht 2006 bestätigt wurde. Damit gilt seit 2004 ein Schallschutz, über den die Bundesregierung die Kommission täuschte, in dem sie behauptete, dass ihn erst ein Gericht unerwartet angeordnet hätte. Entgegen den Behauptungen der Bundesregierung stellte das OVG in seinem Beschluss nämlich fest, dass der Flughafen zu erkennen gegeben habe, "die Lärmschutzauflage gemäß Teil A II 5.1.2 Nr. 1 Satz 2 PFB nicht umzusetzen" zu wollen.
In einem zweiten Schreiben  an Herrn Pieber vom 19.04.2013 gab der BVBB der Direktion Wettbewerb ein Protokoll des Ministeriums für Infrastruktur und Landwirtschaft (MIL) des Landes Brandenburg vom 20.11.2008 über ein Gespräch mit der FBB zu Kenntnis. Danach hatte die FBB bereits im Jahr 2008 klar gemacht, dass mit den Auflagen aus dem Planfeststellungsbeschluss die Kalkulation des Flughafens für den Schallschutz von insgesamt 139 Millionen Euro nicht zu halten sei. Das Ziel müsse es daher sein, “Mehrkosten gegenüber der Ursprungskalkulation … zu verhindern bzw. möglichst gering zu halten”. Es solle “verhindert werden, dass ein geringerer Wert als 6 x 55 dB(A) zugrunde zu legen sei, weil anderenfalls die Kosten gravierend ansteigen würden”.
Die Aufsichtsbehörde wies das Ansinnen zurück. Sie sehe keinen Anlass, von den bestehenden Regelungen des Planfeststellungsbeschlusses abzuweichen. Der FBB wären die Auflagen bekannt gewesen, sie habe aber trotzdem nicht dagegen geklagt. Deshalb bestehe auch kein Bedarf, die Regelungen aufzuheben. Die FBB könne nicht mit dem Argument der Kostenreduzierung den Lärmschutz der Betroffenen aushebeln.
Das Protokoll beweist, dass die Behauptungen der Bundesregierung, so wie sie sich aus dem Beihilfebescheid der Kommission vom 19.12.2012 ergeben, dreiste Lügen waren. Denn die Einlassungen der FBB nach dem Protokoll passen in keiner Weise zu den Angaben im Bescheid der Kommission.
“Weder zum Zeitpunkt der Erstellung des Investitionsplans für den neuen Flughafen noch zum Zeitpunkt des Erlasses der Entscheidung von 2009  hätte die FBB vorhersehen können, dass ein zusätzliches Budget für über die geltenden gesetzlichen Standards hinausgehende Schallschutzmaßnahmen notwendig sein würde. Da die geltenden gesetzlichen Standards bei anderen Flughäfen akzeptiert wurden, hatte sie keinen Grund für die Annahme, dass höhere Standards  zur Anwendung kommen könnten.”
Trotz der offensichtlichen Widersprüche hält die Direktion Wettbewerb an den Lügen der Bundesregierung in ihrer Antwort an den BVBB vom 30.10.2013 fest.
“Insbesondere haben die deutschen Behörden erneut bestätigt, dass sie die Kommission sowohl im Verfahren NN 25/2009 als auch im Verfahren SA.35378 über die seinerzeit beabsichtigten Finanzmaßnahmen der Gesellschafter Berlin, Brandenburg und Bund und ihre Entscheidungsgrundlagen umfassend und vollständig unterrichteten und keine unrichtigen Informationen übermittelten. Die Kommissionsdienststellen haben keinen Grund, an dieser Darstellung der deutschen Behörden zu zweifeln.”
Dabei nimmt die Direktion mit keinem Wort Bezug auf das Protokoll vom November 2008, so dass der Eindruck entsteht, man wolle den Beweis unter den Tisch fallen lassen. Denn die Feststellung, dass die von  “FBB und ihren Gesellschaftern vertretene Auffassung … zumindest bis zu den Entscheidungen des OVG Berlin-Brandenburg gut vertretbar” erschien, lässt sich unter Berücksichtigung des Protokolls nicht aufrecht erhalten.
Der verheerende Eindruck Dienststellen der Kommission würden bei der Vertuschung der Lügen mit der Bundesregierung gemeinsame Sache machen, erfährt durch einen aktuellen Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) eine weitere Bestätigung.
Die Ausführungen des OVG in Bezug auf die technischen Details des Schallschutzes in diesem Urteil stimmen völlig überein mit einer früheren Entscheidung des BVerwG vom 16. März ( 4 A 1075.04) und sind daher weder neu noch überraschend, wie es von der Bundesregierung behauptet wird.

Nach Überzeugung des Gerichts bestand seit dem Urteil von 2006 zu keinem Zeitpunkt ein Spielraum für eine wie auch immer geartete Interpretation des Schutzziels. Es bestätigt damit das, was auch dem Protokoll zu entnehmen ist, nämlich dass die FBB von Anfang an sehr genau wusste, welches Schutzziel einzuhalten war und welche Kosten auf sie zukommen würden. Nach hiesiger Auffassung begründet der Beschluss sogar Haftungsansprüche gegen die Geschäftsführung der FBB, falls Dritten wegen des verschleppten Schallschutzes ein Schaden entstehen sollte.
Ich halte es für einen Skandal, mit welcher Ignoranz und Arroganz Dienststellen der EU-Kommission meinen, Bürgerinitiativen mit fadenscheinigen Begründungen abspeisen zu können. Offensichtlich ist der Kommission nicht bewusst, dass nicht die Bundesregierung, sondern die bundesdeutschen Steuerzahler für knapp 20 Prozent des EU-Haushalts aufkommen. Da dürfen sie dann auch erwarten, dass es keine Mauscheleien mit der Bundesregierung gibt, deren “Meinung” die Generaldirektion Wettbewerb offensichtlich über alles stellt, sogar über Beweise wie Protokolle und Gerichtsbeschlüsse.
Offensichtlich fürchtet man bei der Kommission in Brüssel den Ausfall des Kredits der Europäischen Investitionsbank (EIB) von 1 Milliarde Euro an die FBB. Denn mit der nachträglichen Versagung der Beihilfe würde das Skandalprojekt BER unweigerlich vor dem Aus stehen, mit der Folge politischer Verwerfungen in den Ländern Berlin und Brandenburg. Ob dann noch die Durchsetzung der 100-prozentigen Bürgschaft bei den Gesellschaftern möglich, darf an dieser Stelle offen bleiben.
Mit freundlichen Grüßen
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